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BayObLG, Beschl. v. 3.2.2025 – 206 StRR 308/24 

Amtlicher Leitsatz: 

1. Die Beschränkung eines Rechtsmittels (§§ 344, 318 StPO) auf die Einziehung (§§ 73 Abs. 

1, 73 c StGB) von Werten, die aus der Veranstaltung von unerlaubtem Glücksspiel (§ 284 Abs. 

1 StGB) erlangt wurden, ist regelmäßig wirksam. 

2. Die der Einziehungsentscheidung zu Grunde liegenden Tatsachen unterliegen in diesem Fall 

der Prüfung des Rechtsmittelgerichts, soweit es sich im konkreten Einzelfall nicht um 

doppelrelevante Tatsachen handelt. 

3. Handelt es sich bei der Tathandlung nach § 284 Abs. 1 StGB um die unerlaubte Bereitstellung 

eines Geldspielgeräts, welches nicht über eine gültige Zulassung der Physikalisch-

Technischen-Bundesanstalt (PTB) verfügt, sind für die Bestimmung des hieraus Erlangten 

gemäß §§ 73 Abs. 1, 73 c StGB diejenigen Geldbeträge maßgeblich, die als Spieleinsätze in 

das Gerät eingeworfen worden sind; ausgezahlte Spielgewinne sind davon nicht in Abzug zu 

bringen (Bruttoprinzip).  

4. Der Betrieb einer Spielhalle, in welcher Geld-Glücksspielautomaten öffentlich bereitgestellt 

sind, erfüllt den Tatbestand des § 284 Abs. 1 StGB, wenn die hierfür gemäß § 24 Abs. 1 des 

Staatsvertrags zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag) erforderliche 

glücksspielrechtliche Genehmigung nicht vorliegt (im Anschluss an BGH, Urt. v. 27. Februar 

2020, 3 StR 327/19, NJW 2020, 2282). Dies gilt unabhängig davon, ob die bereitgestellten 

konkreten Spielgeräte über eine gültige PTB-Zulassung verfügen. 

5. Die Bereitstellung eines Geld-Glücksspielgeräts erfüllt auch dann, wenn sie in einer 

glücksspielrechtlich genehmigten Spielhalle erfolgt, den Tatbestand des § 284 Abs. 1 StGB, 

wenn das Gerät nicht über eine gültige PTB-Zulassung verfügt. Davon sind auch Geräte erfasst, 

deren PTB-Zulassung durch Ablauf des Zeitraums, für die sie gemäß § 7 SpielV erteilt war, 

ungültig geworden ist. Eine Aufstellerlaubnis gem. § 33 c Abs. 1 Satz 1 GewO steht in diesem 

Fall einer Strafbarkeit nicht entgegen. 

6. Die Strafnorm des § 284 Abs. 1 StGB geht jedenfalls für den Fall der Bereitstellung eines 

Glücksspielgeräts ohne wirksame PTB-Zulassung etwaigen in der Gewerbeordnung 

enthaltenen Straf- oder Bußgeldvorschriften vor, § 21 OWiG.  

Gründe:  

1 Die Nachprüfung des Urteils aufgrund der Revisionen hat keinen durchgreifenden 

Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklagten ergeben (§ 349 Abs. 2 StPO). 



 

 

2 

2 A. Revision des Angeklagten zu 1) 

I. 

3 Der Angeklagte zu 1) ist mit Urteil des Amtsgerichts – Schöffengericht – vom 27. Juli 2023 

der gewerbsmäßigen unerlaubten Veranstaltung eines Glücksspiels und anderem schuldig 

gesprochen und deswegen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren verurteilt worden. Das 

Amtsgericht hat darüber hinaus die Einziehung von Geldspielautomaten, von weiteren 

Gegenständen sowie von Wertersatz in Höhe von 847.021, 92 Euro angeordnet. 

4 Auf die Berufungen des Angeklagten zu 1) und der Staatsanwaltschaft und nach teilweiser 

Verfahrenseinstellung gemäß § 154 Abs. 2 StPO hat das Landgericht den Angeklagten mit 

Urteil vom 2. Mai 2024 wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels in zwei Fällen 

unter Einbeziehung einer in einem anderen Verfahren rechtskräftig verhängten Freiheitsstrafe 

zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr elf Monaten verurteilt, deren Vollstreckung es 

zur Bewährung ausgesetzt hat, und die Einziehung eines Geldbetrages von 131.743,00 als 

Wertersatz angeordnet. 

5 Gegen dieses Urteil wendet sich der Angeklagten zu 1) mit dem am 8. Mai 2024 

eingegangenen Rechtsmittel der Revision. In der Revisionsbegründungsschrift, eingegangen 

am 10. Juli 2024, wurde die Beschränkung der Revision auf die Einziehungsanordnung erklärt, 

das Rechtsmittel auf die Rüge der Verletzung sachlichen Rechts gestützt und diese mit 

Einzelausführungen, auch zur Beweiswürdigung hinsichtlich der Feststellungen betreffend die 

in die gegenständlichen Geldautomaten eingeworfenen Spieleinsätze, ausgeführt. 

6 Die Generalstaatsanwaltschaft München hat mit Stellungnahme vom 21. August 2024 

beantragt, die Revision des Angeklagten zu 1) als unbegründet zu verwerfen. 

7 Der Angeklagte hat hierzu eine Gegenerklärung abgegeben. 

II.  

8 Die Revision des Angeklagten zu 1) führt nicht zum Erfolg, § 349 Abs. 2 StPO. 

9 1. Die Rechtsmittelbeschränkung auf die Entscheidung über die Einziehung eines Betrages 

von 131.743,00 Euro als Wertersatz ist wirksam. 

10 a) Es bedurfte in formeller Hinsicht für die Wirksamkeit der in der 

Revisionsbegründungsschrift abgegebenen Erklärung keiner besonderen Ermächtigung nach § 

302 Abs. 2 St- PO. Bei der in der Revisionsbegründung erklärten Beschränkung handelt es sich 

nicht um die teilweise Rücknahme eines zuvor unbeschränkt eingelegten Rechtsmittels, denn 

erst diese selbst mit den darin gestellten Anträgen gemäß § 344 Abs.1 StPO ist konstitutiv für 
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den Umfang des dem Revisionsgericht unterbreiteten Prüfungsgegenstandes (vgl. Meyer-

Goßner/Schmitt, StPO, 67. Aufl. 2024, § 302 Rn. 28, 29; BayObLG, Beschluss vom 4. Oktober 

2021, 206 StRR 69/21, BeckRS 2021, 31627 Rn. 22 f. m. w. N.). 

11 b) Der Beschränkung der Revision auf die Einziehungsentscheidung stehen unter dem 

Gesichtspunkt der Trennbarkeit des angefochtenen und des nicht angefochtenen Teils des 

Urteils keine durchgreifenden Bedenken entgegen. 

12 aa) Auf die Frage, unter welchen Voraussetzungen die Beschränkung des Rechtsmittels der 

Revision wirksam ist, sind die zur Beschränkung der Berufung gemäß § 318 StPO entwickelten 

Grundsätze entsprechend anzuwenden (Meyer-Goßner/Schmitt a. a. O. § 344 Rn. 7). Die einem 

Rechtsmittelführer eingeräumte Verfügungsmacht, sein Rechtsmittel auf bestimmte 

Beschwerdepunkte zu beschränken, gebietet es, den in den Rechtsmittelerklärungen zum 

Ausdruck kommenden Gestaltungswillen im Rahmen des Möglichen zu respektieren 

(BayObLG, Urteil vom 15. Juli 2004, 5 St RR 182/04, NStZ-RR 2004, 336 m. w. N.). Möglich 

ist eine Beschränkung allerdings nur insoweit, als der angefochtene Urteilsteil vom übrigen 

Urteilsinhalt nach seinem inneren Zusammenhalt trennbar ist, d.h. von ihm losgelöst 

selbständig geprüft und tatsächlich wie rechtlich beurteilt werden kann, ohne eine Prüfung der 

Entscheidung im Übrigen erforderlich zu machen (BayObLG a. a. O., S. 337; Meyer-

Goßner/Schmitt a. a. O. § 318 StPO Rn. 6 m. w. N.). Auch im Fall eines stufenweisen 

Zustandekommens, wie es sich bei der nur teilweisen Einschaltung eines Rechtsmittelgerichts 

ergibt, muss die gerichtliche Entscheidung zuletzt ein einheitliches Ganzes ergeben. Eine 

Beschränkung ist daher insbesondere dann unwirksam, wenn sie zu Widersprüchen zwischen 

den nicht angefochtenen Teilen des Urteils und der Entscheidung des Rechtsmittelgerichts 

führen kann (Meyer-Goßner/Schmitt a. a. O. Rdn. 7). 

13 bb) Gemessen an diesen Grundsätzen kann im vorliegenden Fall die Entscheidung über die 

Einziehungsanordnung unabhängig von der Frage des Schuldspruchs und auch von derjenigen 

der Strafzumessung überprüft werden. Eine untrennbare Wechselbeziehung zwischen den 

Entscheidungsteilen besteht nicht. 

14 (1) Der Schuldspruch wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels in zwei Fällen 

beruht auf der Feststellung, dass der Angeklagte ohne die erforderlichen behördlichen 

Genehmigungen eine Spielhalle sowie eine Schankwirtschaft betrieben hat, in welchen jeweils 

Glücksspielgeldautomaten, welche jedenfalls zum Teil kein gültiges Zulassungszeichen (PTB-

Kennzeichen) trugen, aufgestellt waren. Der Straftatbestand des § 284 Abs.1 StGB setzt nicht 

voraus, dass der Täter einen Vermögensvorteil aus dem Betrieb der Glücksspielgeräte gezogen 

hat. Soweit das Landgericht Feststellungen dazu getroffen hat, welche konkreten Geldbeträge 

in einzelne vom Angeklagten betriebene Geldautomaten eingeworfen und welche Beträge als 

Gewinn wieder ausgeworfen worden waren, hat es diese Erkenntnisse lediglich der 
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Einziehungsentscheidung zugrunde gelegt. Der Schuldspruch als solcher ist darauf nicht 

gestützt. 

15 Dies gilt im Übrigen auch unter Berücksichtigung dessen, dass das Landgericht ausweislich 

der Urteilsgründe von einer gewerbsmäßigen Tatbegehung gemäß § 284 Abs. 3 Nr.1 StGB 

ausgegangen ist, wenngleich es diesen Qualifikationstatbestand (vgl. Fischer/Lutz, StGB, 72. 

Aufl. 2025, § 284 Rn. 23) fehlerhaft nicht in der Urteilsformel zum Ausdruck gebracht hat. Für 

die Gewerbsmäßigkeit genügt das Bestreben, sich eine laufende Einnahmequelle von einigem 

Gewicht zu verschaffen; von tatsächlich erzielten Einnahmen bzw. deren konkreter Höhe 

erzielter Einnahmen hängt auch die die Verwirklichung des Qualifikationstatbestandes nicht 

ab. 

16 (2) Auch eine untrennbare Wechselwirkung der festgestellten Geldeinwürfe und -

auszahlungen mit der verhängten Gesamtfreiheitsstrafe liegt nicht vor. Die vom Landgericht 

getroffene Einziehungsanordnung beruht auf § 73 Abs.1 StGB. Dabei handelt es sich nach 

ständiger Rechtsprechung weder um eine Nebenstrafe noch um eine sonstige Sanktion mit 

Strafcharakter, sondern um eine präventive Maßnahme eigener Art, die dementsprechend bei 

der Strafbemessung keine mildernde Berücksichtigung findet (BGH, Urteil vom 28. Januar 

2015, 5 StR 486/14, NStZ-RR 2015, 281, 282). Das Landgericht hat zudem die Höhe der durch 

das Betreiben der Geldspielautomaten erzielten Einnahmen bei der konkreten Strafbemessung 

nicht berücksichtigt; diese haben im betreffenden Erörterungskontext keine Erwähnung 

gefunden (UA S. 47, 49). Es kann daher offen bleiben, wie über einen etwaigen Zusammenhang 

zwischen der Einziehungsentscheidung und der Strafbemessung zu entscheiden wäre, wenn das 

Landgericht dies anders gesehen und die ermittelten Geldbeträge in seine 

Strafzumessungserwägungen einbezogen hätte.  

17 c) Eine horizontale Rechtsmittelbeschränkung auf den Rechtsfolgenausspruch bzw. auf 

einen Teil hiervon ist ferner nur dann zulässig, wenn die Feststellungen zum Schuldspruch 

keine so weitgehenden Lücken aufweisen, dass sich Art und Umfang der Schuld in dem zur 

Überprüfung des Strafausspruchs notwendigen Maße nicht bestimmen lassen (vgl. z. B. BGH, 

Beschluss vom 14. Juli 1993, 3 StR 334/93, NStZ 1994, 130). Erweisen sich die Feststellungen 

als so lückenhaft, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich der Angeklagte gar nicht 

strafbar gemacht hat, ist die Beschränkung auf den Rechtsfolgenausspruch unwirksam (Meyer-

Goßner/Schmitt a. a. O. § 318 Rn.17 m. w. N.). Gegen die den Schuldspruch tragenden 

Feststellungen des Berufungsurteils bestehen in dieser Hinsicht keine Bedenken. 

18 aa) Alle Einzelheiten zu den vom Angeklagten zu 1) betriebenen Spielstätten, zur Anzahl 

und Art der aufgestellten Geldspielautomaten sowie deren Funktionsweise, zur Frage, dass und 

welche Geräte über keine PTB-Kennzeichnung gemäß § 7 der Verordnung über Spielgeräte 

und andere Spiele mit Gewinnmöglichkeit (SpielV) verfügten, bei welchen sie abgelaufen war, 
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und bei welchen sie ordnungsgemäß vorlag, und über welche behördlichen Erlaubnisse der 

Angeklagte verfügte bzw. nicht verfügte, können aus den Feststellungen ersehen werden. 

19 bb) Aus diesen Feststellungen ergibt sich in hinreichendem Maße die Strafbarkeit des 

Angeklagten zu 1) wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels in zwei Fällen gemäß 

§ 284 Abs.1, Abs. 3 Nr.1, § 53 StGB. Dass sich der Angeklagte gar nicht strafbar gemacht 

haben könnte, kann ausgeschlossen werden. 

20 Hinsichtlich des festgestellten Fehlens einer nach § 24 Abs.1 des Glücksspielstaatsvertrags 

(GlüStV) erforderlichen Erlaubnis sowie der fehlenden Zulassung konkret bezeichneter 

Glücksspielgeräte durch die Physikalisch-Technische Bundeanstalt kann insoweit auf die 

nachfolgenden Ausführungen zur Revision des Angeklagten zu 2), der sein Rechtsmittel 

insoweit nicht beschränkt hat, Bezug genommen werden. 

21 d) Infolge der wirksamen Rechtsmittelbeschränkung sind sowohl der Schuldspruch als auch 

die Freiheitsstrafe aus dem Urteil des Landgerichts in Rechtskraft erwachsen. 

22 Das Landgericht hat zwar ausweislich der Urteilsgründe eine gewerbsmäßige Tatbegehung 

durch den Angeklagten zu 1) festgestellt (UA S. 43) und hat den insoweit zutreffenden 

Strafrahmen angewendet (UA S. 46), hat aber übersehen, dass es sich bei § 284 Abs. 3 StGB 

um einen Qualifikationstatbestand handelt, der im Tenor seinen Ausdruck hätte finden müssen 

(Fischer/Lutz a. a. O., § 284 Rn. 23). Es ist es dem Senat aufgrund der eingetretenen Rechtskraft 

versagt, den Schuldspruch entsprechend zu berichtigen. Die Voraussetzungen, unter welchen 

dies im Fall einer Rechtsmittelbeschränkung ausnahmsweise möglich ist (vgl. BGH, Beschluss 

vom 13. Februar 2024, 5 StR 602/23, BeckRS 2024, 3626), liegen nicht vor, weil der 

Angeklagte auch den Strafausspruch nicht zur Überprüfung des Revisionsgerichts stellt. 

23 2. Das Rechtsmittel hat mit seinem gegen die der Einziehungsentscheidung zugrunde 

liegenden tatsächlichen Feststellungen gerichteten Angriff im Ergebnis keinen Erfolg. Die 

Revision beanstandet insoweit, die Urteilsfeststellungen zu den Geldbeträge, die in die 

jeweiligen Geldspielgeräte eingeworfen und zum Teil als Gewinn wieder ausgeworfen worden 

waren, beruhten nicht auf einer tragfähigen Beweisgrundlage. Die revisionsgerichtliche 

Prüfung hat jedoch diesbezüglich keinen durchgreifenden Rechtsfehler aufgedeckt. 

24 a) Es ist zunächst zutreffend, dass in der konkret vorliegenden Fallgestaltung die betroffenen 

Feststellungen nicht bereits aufgrund der Beschränkung des Revisionsangriffs bindend sind, 

sondern ihre Beweisgrundlage der Prüfung des Senats auf die Sachrüge hin unterliegt. Der 

Senat muss deswegen auch nicht entscheiden, ob anderenfalls die erklärte Beschränkung 

wirkungslos wäre, um dem Rechtsschutzbedürfnis des Angeklagten gerecht zu werden, § 300 

StPO. 
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25 Wird der Schuldspruch oder werden weitere Entscheidungsteile infolge einer wirksamen 

Rechtsmittelbeschränkung rechtskräftig, so entfalten darüber hinaus die diese tragenden 

tatsächlichen Feststellungen innerprozessuale Bindungswirkung und können vom 

Rechtsmittelgericht nicht mehr abgeändert, in einer weiteren Tatsacheninstanz allenfalls noch 

ergänzt werden. Diese Bindungswirkung erstreckt sich auch auf sogenannte doppelrelevante 

Tatsachen, die in Bezug auf die Tathandlung den Umfang der Schuld betreffen und damit 

gleichzeitig Bedeutung für die Strafzumessung haben (BGH, Urteil vom 20. Juni 2017, 1 StR 

458/16, NJW 2017, 2847, juris Rn.12, 16). Ob es sich bei einer bestimmten Tatsache um einen 

den Schuldspruch lediglich illustrierenden, ihn aber nicht beeinflussenden Umstand oder um 

einen solchen handelt, der die Strafbarkeit erhöht oder mindert und deswegen eine 

doppelrelevante Tatsache darstellt, hängt von den besonderen Umständen des Einzelfalls und 

der Trennbarkeit der bindenden Feststellungen ab (BGH a. a. O. Rn.16). Die vorstehenden 

Ausführungen zur Trennbarkeit der verschiedenen Entscheidungsteile in rechtlicher Hinsicht 

gelten im konkreten Fall entsprechend auch für die tatsächlichen Feststellungen zu den im Streit 

stehenden Geldbeträgen. Diese beschreiben zwar Einzelheiten des Tathergangs, geben diesem 

aber nicht das entscheidende Gepräge und haben den Schuldspruch ebenso wenig beeinflusst 

wie den Umfang der Schuld und die Strafzumessung. Sie sind deswegen nicht bindend 

geworden. Die vom Revidenten isoliert angefochtene Einziehungsentscheidung unterliegt 

mithin der Prüfung des Senats nicht nur in rechtlicher Hinsicht, namentlich im Hinblick auf das 

vom Landgericht insoweit angewandte, von der Revision beanstandete „Bruttoprinzip“, 

sondern auch im Hinblick darauf, ob die zu den maßgeblichen Geldbeträgen getroffenen 

Feststellungen auf einer fehlerfreien Beweisgrundlage beruhen. 

26 b) Die Beweiswürdigung des Landgerichts unterliegt keiner durchgreifenden Beanstandung. 

27 aa) Wie die Generalstaatsanwaltschaft zutreffend ausführt (Vorlageschreiben S. 4 f.), ist die 

Beweiswürdigung Sache des Tatgerichts, § 261 StPO. Ihm allein obliegt es, das Ergebnis der 

Hauptverhandlung festzustellen und zu würdigen. Seine Schlussfolgerungen brauchen nicht 

zwingend zu sein, es genügt, dass sie möglich sind (BGH, Beschluss vom 12. Oktober 2011, 2 

StR 362/11, NStZ-RR 2012, 53, 54; st. Rspr.). Die revisionsrechtliche Prüfung beschränkt sich 

darauf, ob dem Tatrichter bei der Beweiswürdigung Rechtsfehler unterlaufen sind. Das ist in 

sachlich-rechtlicher Hinsicht der Fall, wenn die Beweiswürdigung widersprüchlich, unklar oder 

lückenhaft ist, gegen Denkgesetze oder gesicherte Erfahrungssätze verstößt (BGH a. a. O.; st. 

Rspr.). Bedient sich der Tatrichter wie hier zur Gewinnung seiner Überzeugung der Sachkunde 

eines Gutachters und schließt er sich dessen Ergebnis an, muss er in den Urteilsgründen 

grundsätzlich die wesentlichen Anknüpfungstatsachen und Ausführungen des 

Sachverständigen so wiedergeben, dass das Revisionsgericht prüfen kann, ob die 

Beweiswürdigung auf einer tragfähigen Grundlage beruht und die Schlussfolgerungen nach den 

Gesetzen der Logik, den Erfahrungssätzen des täglichen Lebens und den Erkenntnissen der 
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Wissenschaft möglich sind (Meyer- Goßner/Schmitt a. a. O., § 267 Rn.13; BGH, Beschl. v. 9. 

Januar 2020, 2 StR 263/19, NStZ 2020, 693 Rn. 3; st. Rspr.). 

28 bb) Diesen Anforderungen wird die Beweiswürdigung des Landgerichts im hier 

maßgeblichen Umfang trotz der, wie der Revision einzuräumen ist, nur knappen Darstellung 

der sachverständigen Ausführungen noch gerecht. 

29 (1) Die Revision übersieht zunächst, dass das Landgericht seine richterliche Überzeugung 

von den maßgeblichen Geldbeträgen nicht nur auf ein Sachverständigengutachten, sondern 

maßgeblich auf das vom Angeklagten abgegebene Geständnis stützt. Dieses hat der Angeklagte 

ausweisliche der Urteilsgründe „vollumfänglich“ hinsichtlich der Sachverhalte „betreffend die 

L-Straße in F-Stadt und die B-Straße in P-Stadt“ gestützt (UA S. 24). Sämtliche der vom 

Landgericht festgestellten Geldbeträge sind Spielgeräten zuzuordnen, die an einer der beiden 

Betriebsstätten aufgestellt waren (vgl. UA S.12–18, S. 58–59).  

30 Es ist für den Senat zwar nicht ersichtlich, aus welchen Gründen das Landgericht bezüglich 

der Einzelheiten der vom Geständnis umfassten Sachverhalte auf die im Urteil des 

Amtsgerichts (UA S. 24) und nicht auf die vom Landgericht selbst getroffenen Feststellungen 

(UA S.12–18) Bezug genommen hat, gleichwohl sind die Urteilsgründe insoweit im Ergebnis 

rechtlich nicht zu beanstanden. Die schriftlichen Urteilsgründe müssen zwar nach § 267 Abs.1 

StPO aus sich heraus verständlich, geschlossen und klar sein. Bezugnahmen auf 

Aktenbestandteile und auf andere Urteile sind deswegen grundsätzlich unzulässig (vgl. Meyer-

Goßner/Schmitt a. a. O. § 267 Rn. 2). In einem Berufungsurteil kann jedoch, sofern die 

Gesamtdarstellung nicht unklar wird, in der Weise auf das Ersturteil Bezug genommen werden, 

dass genau angegeben wird, in welchem Umfang der Inhalt übernommen wird (Meyer-

Goßner/Schmitt a. a. O., § 267 Rn. 2a; BGH, Urteil vom 5. November 1984, AnwSt(R) 11/84, 

NJW 1985, 1089, 1090; OLG Stuttgart, Urteil vom 10. Dezember 2002, 1 Ss 501/02, NStZ-RR 

2003, 83; OLG Oldenburg, Beschluss vom 13. Oktober 1988, Ss 435/88, juris). Vorliegend 

bestehen umso weniger Bedenken, als das Landgericht lediglich zur Konkretisierung des 

Umfangs des vom Angeklagten erklärten Geständnisses und nicht, um sich die Darstellung 

eigener Feststellungen zu ersparen, auf die Gründe des Ersturteils Bezug genommen hat. Der 

Anforderung, dass bei einer Verweisung auf Gründe des amtsgerichtlichen Urteils genau und 

zweifelsfrei anzugeben ist, in welchem Umfang das Berufungsgericht darauf Bezug nimmt, ist 

das Landgericht gerecht geworden. Die von ihm bezeichneten Gliederungspunkte des 

amtsgerichtlichen Urteils sowie die genaue Bezeichnung der maßgeblichen Betriebsstätten 

führen zweifelsfrei zu den im Ersturteil auf S.11 bis 15 sowie S.18 bis 19 niedergelegten 

Feststellungen. In diesen sind unter anderem diejenigen Geldbeträge im Einzelnen aufgeführt, 

die in Spielgeräte eingeworfen bzw. wieder ausgeworfen wurden. Das Berufungsgericht hat im 

Übrigen durch eigene (wiederholende bzw. ergänzende) Feststellungen zu den Tatvorwürfen 

deutlich gemacht, dass es sich nicht zu Unrecht an die Feststellungen des Amtsgerichts 
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gebunden gesehen hat, sondern seiner Pflicht zu eigenen Feststellungen und zu eigener 

Beweiswürdigung voll nachgekommen ist (vgl. dazu OLG Stuttgart a. a. O.). Die Bezugnahme 

auf die Gründe des Ersturteils war demnach, das merkt der Senat an, zwar unnötig umständlich, 

aber zulässig. Daran, dass das im Berufungsverfahren abgegebene Geständnis des Angeklagten 

(UA S. 24) auch die jetzt maßgeblichen Geldbeträge umfasste, besteht demnach kein Zweifel. 

31 (2) Das Landgericht hat das im Rahmen einer Verständigung abgegebene Geständnis zudem 

wie erforderlich verifiziert; in Betreff der allein noch erörterungsbedürftigen Geldbeträge hat 

es sich auf das Gutachten eines Sachverständigen gestützt. Die Beweiswürdigung weist 

insoweit keine durchgreifenden Rechtsfehler auf. Das Gericht hat die fachliche Qualifikation 

des Sachverständigen dargelegt (öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für 

Systeme und Anwendungen der Informationsverarbeitung sowie für die Überprüfung von 

Geldspielgeräten, UA S. 31), die keinen Anlass gibt, an dessen Sachkunde zur Beurteilung der 

fraglichen Tatsachen zu zweifeln. Auf der Grundlage der sachverständigen Ausführungen hat 

das Gericht die Funktionsweise der Geldspielgeräte bezüglich der eingeworfenen Geldbeträge 

dargestellt (UA S. 32) und schließlich die Vorgehensweise des Sachverständigen bei der 

Ermittlung der getätigten Einwürfe und Gewinnauszahlungen geschildert (UA S. 32 bis 34). Es 

ist detailliert dargetan, für welche Geräte die Geldeinwürfe und Auszahlungen in konkret 

beschriebenen Zeiträumen über eine in die Hauptbuchhaltung des Betreibers vorgenommene 

Einsicht festgestellt werden konnten, wobei der Gutachter zu Beweiszwecken Ablichtungen der 

betreffenden Bildschirmseiten angefertigt hatte, und für welche Geräte und welche Zeiträume 

Einwürfe und Auszahlungen über einen direkt von dem Gerät erzeugten „Auslesestreifen“ 

festgestellt werden konnten, ferner, dass und für welche Geräte aus der vorhandenen gültigen 

Spielsoftware eine taggenaue Auswertung möglich war. Festgestellt ist auch, für welche 

Spielautomaten die konkreten Einnahmen aus technischen Gründen nicht mehr nachvollziehbar 

waren. Wenn auch nicht ausdrücklich formuliert, ist aus der Gesamtheit der Urteilsgründe 

ersichtlich, dass sich das Gericht von der Sachkunde des Gutachters überzeugt hat und sich 

danach dem Ergebnis seines Gutachtens angeschlossen hat. Da dem Gericht ersichtlich mangels 

eigener technischer Sachkunde eine eigene Auseinandersetzung mit dem Inhalt des Gutachtens 

nicht möglich war, und zudem die Vorgehensweise und jedenfalls die wesentlichen 

Anknüpfungstatsachen des Sachverständigen noch in ausreichendem Umfang wiedergegeben 

werden (vgl. zu diesen Anforderungen BGH, Beschluss vom 7. Mai 1996,1 StR 170/96, NStZ-

RR 1996, 258) genügt dies den Anforderungen an die Darlegung im konkreten Fall (vgl. 

MüKoStPO/Bartel, 2. Aufl. 2024, § 261 Rn. 321). Soweit die Revision meint, das Landgericht 

hätte insoweit noch weiterführende Ermittlungen veranlassen müssen, ist eine den 

Anforderungen des § 344 Abs. 2 StPO genügende Aufklärungsrüge gemäß § 244 Abs. 2 StPO 

nicht erhoben worden. 

32 (3) Jedenfalls in der Zusammenschau der vollumfänglich geständigen Einlassung des 

Angeklagten und deren Ergänzung durch den vom Landgericht erhobenen 
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Sachverständigenbeweis begegnen die getroffenen Feststellungen und ihre Beweisgrundlage 

keinen rechtlichen Bedenken. 

33 3. Die Anordnung der Einziehung eines Geldbetrages in Höhe von 131.743,00 Euro gemäß 

§§ 73 Abs.1, 73 c StGB gegen den Angeklagten zu 1) hält der Überprüfung auch in rechtlicher 

Hinsicht stand. 

34 a) Das Landgericht hat seiner Einziehungsentscheidung bezüglich nachfolgend aufgeführter, 

vom Angeklagten bereitgestellter Geldspielautomaten diejenigen Beträge zugrunde gelegt, die 

in diese von den Nutzern eingeworfen worden waren, ohne hiervon etwaige als Gewinne wieder 

ausgeworfene Beträge abzuziehen (Urteilsabschnitt VII.b, UA S. 58 bis 59, erster bis fünfter, 

neunter und zehnter Spiegelstrich). Die Revision vertritt demgegenüber die Auffassung, es hätte 

eine Saldierung von Einwürfen und Gewinnauszahlungen vorgenommen werden müssen. 

35 aa) Die Anordnung der Einziehung von Wertersatz in Höhe der ungeminderten 

eingeworfenen Beträge hat das Gericht für näher konkretisierte Geldspielautomaten mit den 

Bezeichnungen „Super-V+-Gameinator“, „Magic Games“, „Bally Wulff Game Station“ und 

„Merkur Ideal“ vorgenommen. Aus den im Urteilsabschnitt III.1. und 2. getroffenen 

Feststellungen lässt sich ersehen, dass diese Geräte nicht über eine Zulassung der Physikalisch- 

Technischen Bundesanstalt (PTB) und nicht über eine zulässige Software verfügten (Urteil 

III.1b und 1 c, UA S.13; III. 1 d, 1 e und 1 f, UA S.14; III. 2 b und 2 c, UA S.17). Ein weiteres 

Gerät, nämlich das Gerät „Novo Gameinator“ (Abschnitt III.1.g, UA S.14) verfügte zwar 

ebenfalls nicht über eine PTB-Zulassung, für dieses Gerät waren aber nur noch die bereits 

saldierten Einnahmen (Einwürfe abzüglich Gewinnauszahlungen) feststellbar. Die Summe der 

für diese Geräte ermittelten Einwurfsbeträge bzw. im letzten Fall des saldierten Betrages beläuft 

sich auf 120.044,30 Euro. 

36 bb) Die angeordnete Einziehung stützt sich auf § 73 Abs.1 StGB in der durch das Gesetz zur 

Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung geschaffenen Fassung (in Kraft seit 1. Juli 

2017). Gegenstand der Abschöpfung ist nach der anwendbaren Norm dasjenige, was der 

Angeklagte durch die begangenen Taten erlangt hat. Erlangt ist ein Gegenstand, wenn eine 

Person in irgendeiner Phase des Tatablaufs, und sei es auch nur für kurze Zeit, die faktische 

Verfügungsgewalt darüber erworben hat, wobei es sich um einen tatsächlichen Vorgang 

handelt; auf zivilrechtliche Besitz- oder Eigentumsverhältnisse kommt es nicht an. Unerheblich 

ist es, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der Täter eine durch die Tat gewonnene 

Verfügungsgewalt später aufgibt und der zunächst erzielte Vermögenszufluss durch 

Mittelabflüsse gemindert wird (BGH, Urteil vom 15. Juli 2020, 2 StR 46/20, NStZ 2021, 37 

Rn.14; Urteil vom 7. März 2019, 5 StR 569/18, NStZ 2019, 272 Rn. 6). Bei der Bestimmung 

des Umfangs des Erlangten gilt das sog. „Bruttoprinzip“, vgl. § 73 d Abs.1 Satz 2 StGB. Dieses 

besagt, dass die in einer Phase des Tatablaufs erlangten wirtschaftlichen Werte in ihrer 

Gesamtheit abgeschöpft werden. Gegenleistungen oder Unkosten des Täters sind nicht in 
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Abzug zu bringen (BGH, Beschluss vom 29. Juni 2010, 1 StR 245/09, NStZ 2011, 83 Rn. 39). 

Nicht nur der erzielte Gewinn, sondern alles, was der Täter aus der Tat erlangt hat, ist 

abzuschöpfen. Auf im Einzelfall abweichende Ansichten anderer Strafsenate zur Rechtslage 

vor dem 1. Juli 2017 kommt es aufgrund der Neufassung der Einziehungsvorschriften, mit der 

der Gesetzgeber die Auffassung des 1. Senats des BGH bestätigt hat (BT.-Drs.18/9526 S. 62; 

vgl. Fischer, StGB, 71. Aufl. 2024 § 73 Rn.15; in der 72. Aufl. nicht mehr enthalten), nicht 

mehr an. 

37 cc) Unter Anlegung dieser Maßstäbe ist die Anordnung der Einziehung von Wertersatz in 

Höhe der in die vorbezeichneten Automaten eingeworfenen Bruttobeträge von 120.044,30 Euro 

nach § 73 Abs.1, 73 c Abs.1 Satz 1 Alt. 2 StGB ohne Rechtsfehler erfolgt. 

38 (1) Durch die Bereitstellung der Spielautomaten an den beiden gegenständlichen 

Betriebsstätten hat der Angeklagte, wie rechtskräftig feststeht, rechtswidrige Taten 

verwirklicht. Im Verlauf der – zeitlich über mehrere Wochen bzw. Monate gestreckten – 

Tatausführung sind die von den jeweiligen Nutzern in das jeweilige Gerät als Spieleinsatz 

eingeworfenen Gelder unmittelbar in voller Höhe in den tatsächlichen Herrschaftsbereich des 

Angeklagten zu 1) gelangt und unterlagen ab diesem Zeitpunkt, unabhängig davon, ob er daran 

Eigentum erworben hat oder die Geräte in seinem Eigentum standen, seiner alleinigen 

Verfügungsbefugnis. Den Spielern war ab diesem Zeitpunkt ein Zugriff nicht mehr möglich. 

39 (2) Ob und in welchem zeitlichen Zusammenhang dieser beim Angeklagten eingetretene 

Vermögenszuwachs durch eine Ausschüttung von Spielgewinnen wieder gemindert wurde, 

bleibt wegen des geltenden Bruttoprinzips unberücksichtigt. Würde man lediglich den Saldo 

aus Leistung und Gegenleistung, also den dem Angeklagten verbleibenden Gewinn, für die 

Einziehung ansetzen (so Odenthal, NStZ 2006, 14, 16; ihm ohne Begründung folgend Fischer/ 

Lutz a. a. O., § 73 Rn. 21), liefe das entgegen dem gesetzgeberischen Willen auf die Anwendung 

des Nettoprinzips hinaus. Mit der Abschöpfung des über den Nettogewinn hinaus Erlangten 

verfolgt der Gesetzgeber einen Präventionszweck. Müsste ein Straftäter für den Fall der 

Entdeckung lediglich die Abschöpfung von Tatgewinnen befürchten, so wäre die Tatbegehung 

unter finanziellen Gesichtspunkten weitgehend risikolos (BGH, Urteil vom 29. Juni 2010, 1 

StR 245/09, NStZ 2011, 83 Rn. 43; Urteil vom 16. Mai 2006, 1 StR 46/06, NJW 2006, 2500 

Rn.12). Die Spielteilnehmer werden zum Einwurf von Geld in die Spielautomaten durch die 

Hoffnung auf Erzielung von Gewinnen motiviert. Das Inaussichtstellen von Gewinnchancen 

dient aus Sicht des Betreibers des Gerätes allein dem Zweck, Spieleinsätze zu generieren. 

Tatsächlich erfolgende Gewinnauszahlungen stellen sich wirtschaftlich betrachtet als 

Aufwendungen dar, die zur Erzielung der erstrebten Einnahmen erforderlich sind. Dass diese 

einer Aufwendung gleichstehenden Gewinnauswürfe automatisiert erfolgten, macht keinen 

Unterschied. Anders als die Revision meint, ist es in rechtlicher Hinsicht ohne Bedeutung, ob 

der Angeklagte bei der Auszahlung der Gewinne „vor Ort“ war. Da der Betrieb der Spielgeräte 
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mangels Einhaltung seiner gesetzlichen Voraussetzungen verboten war, handelte es sich um ein 

rechtswidriges, hier strafbares, Gewinnerzielungsstreben. Nach dem dargelegten gesetzlichen 

Prinzip der Bruttoabschöpfung sind die Auszahlungen nicht von dem Erlangten abzuziehen. 

Insoweit gilt nichts anderes als beim Abzugsverbot anderer Aufwendungen zur Erzielung von 

Gewinnen aus strafbaren Geschäften, wie etwa dem Einkaufspreis von Betäubungsmitteln bei 

deren verbotenem Verkauf (vgl. dazu BGH, Urteil vom 16. Mai 2006, 1 StR 46/06, NJW 2006, 

2500 Rn.11). Es besteht kein schützenswertes Interesse daran, Einnahmen aus strafbarer 

Zurverfügungstellung von Geldspielgeräten behalten zu dürfen. 

40 (3) Der Senat kann offenlassen, ob es sich auf die Einziehungsentscheidung auswirken 

würde, wenn es sich bei dem Fehlen der behördlichen Erlaubnisse im Sinne des § 284 Abs.1 

StGB um bloße verwaltungsrechtliche Versäumnisse in dem Sinne handeln würde, dass die 

Bereitstellung der Spielgeräte mit Sicherheit hätte genehmigt werden können (ebenfalls 

offengelassen [für den Fall einer fehlenden behördlichen Ausfuhrgenehmigung für exportierte 

Güter] von BGH, Urteil vom 1. Juli 2021, 3 StR 518/19, NStZ 2022, 354). Eine „sichere“ 

Genehmigungsfähigkeit kann vorliegend ausgeschlossen werden. Aus den Urteilsfeststellungen 

ergibt sich, dass es sich um Geräte handelte, die weder über eine PTB-Zulassung verfügten 

noch so beschaffen waren, dass sie eine solche hätten erlangen können. Damit war gleichzeitig 

die Erteilung der erforderlichen behördlichen Erlaubnisse für den Betrieb der gegenständlichen 

Geräte in den Räumlichkeiten in F-Stadt, LStraße sowie in P-Stadt, B-Straße, ausgeschlossen. 

Die Bereitstellung der Spielautomaten litt nicht lediglich unter einem Formalverstoß, sondern 

der strafbewehrte Betrieb dieser nicht zulassungsfähigen Geräte war schlechterdings missbilligt 

und verboten, ein Abweichen von der Anwendung des Bruttoprinzips unter keinem 

Gesichtspunkt veranlasst. 

41 b) Bezüglich weiterer Spielgeräte hat das Landgericht seine Einziehungsanordnung lediglich 

auf Beträge gestützt, die sich aus einer Saldierung der festgestellten eingeworfenen Geldbeträge 

und der ausgezahlten Gewinne errechnen; diese Salden belaufen sich insgesamt auf 11.698,70 

Euro. Es handelt sich um Beträge aus zwei Geräten mit den Bezeichnungen „Super-V+-

Gameinator“ und einem Gerät „Bally Wulff Action Star“, beschrieben im Urteilsabschnitt 

VII.b, UA S. 58 bis 59, siebter, achter und elfter Spiegelstrich). Aus den im Urteilsabschnitt 

III.1. und 2. getroffenen Feststellungen lässt sich ersehen, dass zwei dieser Geräte zwar über 

eine gültige PTB-Zulassungsnummer verfügten, jedoch in der ohne die erforderliche 

behördliche Genehmigung betriebenen Spielhalle in F-Stadt bereitgestellt waren 

(Urteilsabschnitt III. 1 h und 1 i, UA S.15); bei einem weiteren Gerät war die PTB-Zulassung 

durch Zeitablauf bereits erloschen (Urteilsabschnitt III.2d, UA S.17 f.).  

42 Die Einziehungsvoraussetzungen liegen hinsichtlich dieser Geräte entsprechend dem 

vorstehend Ausgeführten ebenfalls vor. Der Senat braucht nicht zu entscheiden, ob auch 

insoweit die Einziehung der unverminderten Einwurfsbeträge rechtlich zulässig gewesen wäre. 
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Selbst bei bloßer Verletzung von Ordnungswidrigkeitstatbeständen durch den gesetzwidrigen 

Betrieb von Spielgeräten wird überwiegend vertreten, dass auf der Grundlage von § 29 a OWiG 

der gesamte Umsatz einzuziehen ist (OLG Karlsruhe, Beschluss vom 6. Juni 2016, 2(9) SsBs 

144/16, BeckRS 2016, 11141; Landmann/Rohmer/Fuchs, Gewerbeordnung, Stand Dezember 

2023, § 144 Rn. 72; BeckOK/Reeckmann, GewO, Stand 1.6.2024, § 33 i Rn. 34). Die vom 

Landgericht angewandte Berechnungsmethode, die lediglich die vom Angeklagten erzielten 

Nettogewinne ansetzt, belastet den Angeklagten zu 1) jedenfalls nicht. 

43 c) Aus den genannten Teilbeträgen errechnet sich der Gesamtbetrag von 131.743,00 Euro. 

44 Die Revision des Angeklagten zu 1) war mithin als unbegründet zu verwerfen. 

45 B. Revision des Angeklagten zu 2) 

I. 

46 Der Angeklagte zu 2) ist mit Urteil des Amtsgerichts – Schöffengericht – vom 27. Juli 2023 

der gewerbsmäßigen unerlaubten Veranstaltung eines Glücksspiels in fünf Fällen schuldig 

gesprochen und deswegen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt worden. 

Das Amtsgericht hat ferner die Einziehung von Geldspielautomaten, von weiteren 

Gegenständen sowie von Wertersatz in Höhe von 285.563,76 Euro angeordnet. 

47 Auf die Berufungen des Angeklagten zu 2) und der Staatsanwaltschaft und nach teilweiser 

Verfahrenseinstellung gemäß § 154 Abs. 2 StPO hat das Landgericht ihn unter Aufhebung des 

Ersturteils mit Urteil vom 2. Mai 2024 wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels in 

zwei Fällen und wegen des vorsätzlichen Verstoßes gegen § 19 Abs.1 Nr. 6b SpielV – ein 

Spielgerät nicht aus dem Verkehr gezogen zu haben – schuldig gesprochen und gegen ihn eine 

Gesamtgeldstrafe von 180 Tagessätzen zu je 40,00 Euro sowie eine Geldbuße in Höhe von 

2000,00 Euro verhängt. Zudem hat es die Einziehung eines Betrages von 12.800,00 Euro als 

Wertersatz angeordnet. 

48 Gegen dieses Urteil wendet sich der Angeklagte zu 2) mit dem Rechtsmittel der Revision. 

Das Rechtsmittel wird mit der Rüge sachlichen Rechts begründet; in Einzelausführungen 

wendet sich der Angeklagte unter anderem gegen die vom Landgericht vorgenommenen 

rechtlichen Würdigungen, die den Schuldsprüchen wegen Straftaten gemäß § 284 StGB 

zugrunde liegen. Der Angeklagte stellt den Antrag, das angegriffene Urteil insoweit 

aufzuheben, als der Angeklagte wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels in zwei 

Fällen verurteilt worden ist. 

49 Die Generalstaatsanwaltschaft München hat mit Stellungnahme vom 21. August 2024 

beantragt, die Revision des Angeklagten zu 1) als unbegründet zu verwerfen. 
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50 Der Angeklagte hat hierzu eine Gegenerklärung abgegeben. 

II. 

51 Das Rechtsmittel erzielt keinen Erfolg. Die vom Landgericht getroffenen Feststellungen, die 

auf einer rechtlich nicht zu beanstandenden Beweisaufnahme beruhen, tragen die 

Schuldsprüche wegen zweier Straftaten der unerlaubten Veranstaltung eines Glücksspiels 

gemäß § 284 StGB mit der Maßgabe, dass der Schuldspruch insoweit wie aus dem 

Beschlusstenor ersichtlich in einem der Fälle dahin zu berichtigen ist, dass der 

Qualifikationstatbestand der gewerbsmäßigen unerlaubten Veranstaltung eines Glücksspiels 

gemäß § 284 Abs. 3 Nr.1 StGB verwirklicht ist. Die revisionsgerichtliche Überprüfung der vom 

Landgericht verhängten Rechtsfolgen hat ebenfalls keinen durchgreifenden Rechtsfehler 

aufgedeckt. 

52 1. Das Rechtsmittel ist ausweislich des gestellten Revisionsantrags gemäß § 344 Abs.1 StPO 

auf die Verurteilung wegen Straftaten nach § 284 StGB beschränkt. Einer besonderen 

Ermächtigung der Verteidigung gemäß § 302 Abs. 2 StPO bedurfte es insoweit nicht. Auf die 

Beschlussgründe zu A. II.1.a. wird entsprechend Bezug genommen. 

53 2. Den Schuldsprüchen liegen, soweit für die vorliegende Entscheidung von Bedeutung, im 

Wesentlichen folgende Urteilsfeststellungen zugrunde: 

54 a) Sämtliche nachfolgend als „Geldspielgeräte“ bezeichneten Geräte sind nach ihrer Bauart 

und Funktion so beschaffen, dass sie durch Einsatz von Geld durch die Spielteilnehmer zu 

bespielen waren, eine Gewinnmöglichkeit eröffneten, und der Ausgang der Spiele 

ausschließlich vom Zufall und nicht von den Fähigkeiten der Spieler abhing. Die jeweiligen 

Einsätze wurden bar durch Einwurf in den Automaten erbracht. Einsätze – und Verluste – waren 

bis zu 10,00 Euro binnen einiger Sekunden möglich (UA S.13 sowie passim durch 

ausdrückliche oder sinngemäße Bezugnahme bei den zu den einzelnen Geräten getroffenen 

Feststellungen). 

55 b) Der Angeklagte zu 2) betrieb im gegenständlichen Tatzeitraum, bis zum 19. Februar 2021, 

in N-Stadt, K-Straße, eine Spielhalle, in der, öffentlich zugänglich, insgesamt neun 

Geldspielgeräte aufgestellt und den Gästen der Spielhalle zum Bespielen zur Verfügung gestellt 

waren. Für den Betrieb der Spielhalle war dem Angeklagten zu 2) eine „glücksspielrechtliche 

Erlaubnis“ des zuständigen Landratsamtes „gemäß den §§ 24 Abs.1, Abs. 2 GlüStV“, gültig bis 

zum 30. Juni 2021, erteilt worden (UA S.19). Acht der Geldspielgeräte verfügten über gültige 

innerstaatliche Bauartzulassungen der Physikalisch- Technischen Bundesanstalt. Bei einem 

weiteren Gerät war die vormals vorhandene PTB-Zulassung seit dem 1. Januar 2021 erloschen, 

was der Angeklagte auch wusste. Er beließ das Gerät auch nach diesem Zeitpunkt in der 

Spielhalle und stellte es den Gästen zum Bespielen zur Verfügung. 
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56 c) Vom 17. September 2021 bis 3. November 2021 betrieb der Angeklagte zu 2) in NStadt 

in der F-Straße eine öffentlich zugängliche „Spielothek“. In dieser Räumlichkeit stellte er die 

vorbezeichneten, zuvor in der K-Straße bereitgestellten Geldspielgeräte (mit gültiger PTB-

Zulassung) auf und stellte sie den Kunden zum Bespielen zur Verfügung. Für den Betrieb der 

Spielothek an der genannten neuen Anschrift lagen keine behördlichen Erlaubnisse vor. Der 

Angeklagte zu 2) hatte lediglich sein zuvor in der K-Straße betriebenes Gewerbe auf die F-

Straße „umgemeldet“ (UA S. 20). 

57 3. Die vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen beruhen auf einer rechtlich nicht 

zu beanstandenden Beweiswürdigung. Auch die Revision hat insoweit keine Rechtsfehler 

aufgezeigt. 

58 4. Die rechtliche Würdigung des Landgerichts, dass der Angeklagte durch die vorstehend 

geschilderten Tathandlungen zu 2 b) und 2 c) jeweils Straftaten gemäß § 284 StGB verwirklicht 

hat, begegnet entgegen der Auffassung der Revision keinen durchgreifenden rechtlichen 

Bedenken; hinsichtlich des Schuldspruchs wegen der vorstehend zu 2 c) geschilderten 

Handlungen gilt dies jedoch nach Maßgabe der aus dem Beschlusstenor ersichtlichen 

Schuldspruchberichtigung. 

59 Im Einzelnen: 

60 a) Betrieb der „Spielothek“ in N-Stadt, F-Straße (Feststellungen vorstehend zu 2 c) 

61 Durch die vorstehend festgestellte Tathandlung hat sich der Angeklagte der gewerbsmäßigen 

unerlaubten Veranstaltung eines Glücksspiels gemäß § 284 Abs.1, Abs. 3 Nr.1 StGB schuldig 

gemacht. Der Senat hat den Urteilsausspruch entsprechend berichtigt. 

62 aa) Bei den vom Angeklagten zu 2) an der beschriebenen Betriebsstätte bereitgestellten 

Geldspielgeräten handelt es sich um Glückspielgeräte im Sinne des § 284 StGB. Ein solches 

definiert sich nach der Rechtsprechung in Abgrenzung vom Unterhaltungsspiel, vom 

Geschicklichkeitsspiel und von der Wette dadurch, dass ein nach vorbestimmten Regeln 

verlaufendes Spielen um Gewinn oder Verlust vorliegt, wobei die Entscheidung über Gewinn 

oder Verlust vom Zufall abhängt, und es zudem eines nicht unerheblichen Einsatzes eines 

Vermögenswertes bedarf (BGH, Urteil vom 8. August 2017, 1 StR 519/16, NStZ 2018, 335, 

336). Als nicht unerheblich in diesem Sinne ist jedenfalls ein möglicher Verlust von mehr als 

10,00 Euro in der Stunde anzusehen (BGH a. a. O.). Diese Voraussetzung trifft auf die 

festgestellte Beschaffenheit der gegenständlichen Spielgeräte, bei denen ein Verlustrisiko von 

10,00 Euro bereits innerhalb einiger Sekunden bestand, zu. Die Bereitstellung der 

Gewinnspielgeräte erfolgte zudem öffentlich, § 284 Abs.1 StGB. 
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63 bb) Der Betrieb der „Spielothek“ erfolgte ohne jegliche hierfür erforderliche behördliche 

Erlaubnis. Dabei handelt es sich um ein negatives Tatbestandsmerkmal des § 284 StGB, das 

verwaltungsakzessorisch in der Weise ausgestaltet ist, dass es sich nicht auf das 

Verwaltungsrecht als solches, sondern auf einen konkreten Verwaltungsakt bezieht. Es fehlt 

nur dann, wenn die Genehmigung in einem formal wirksamen Verwaltungsakt erteilt wurde 

(BGH, Urteil vom 27. Februar 2020, 3 StR 327/19, NJW 2020, 2282 Rn.14; 

Schönke/Schröder/Heine/Hecker, StGB, 30. Aufl. 2019, § 284 Rn. 23). 

64 (1) Nach dem Wortlaut des Straftatbestandes bezieht sich die Genehmigungsbedürftigkeit 

konkret auf den Aspekt der Veranstaltung eines Glücksspiels. Einer etwaigen gaststätten- oder 

rein gewerberechtlichen Genehmigung kommt daher im rechtlichen Kontext des § 284 Abs.1 

StGB keine Bedeutung zu, so dass offen bleiben kann, ob die festgestellte „Ummeldung“ der 

Betriebsstätte von der K-Straße in die F-Straße einer derartigen Anforderung Genüge getan 

hätte. 

65 (2) Die nach den Feststellungen jeweils vorhandenen Bauartzulassungen der betriebenen 

Geräte durch die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (vgl. § 7 Spielverordnung, SpielV), 

genügen der negativen Anforderung des Straftatbestandes isoliert betrachtet ebenfalls nicht. Es 

handelt sich dabei nicht um eine behördliche Erlaubnis (MüKoStGB/ Hohmann/Schreiner 4. 

Aufl. 2022, § 284 Rn.17); aus der herrschenden Auffassung, dass es umgekehrt den Tatbestand 

des § 284 Abs.1 StGB erfüllt, wenn das Glücksspielgerät ohne Bauartzulassung der 

Physikalisch-Technischen Bundesanstalt oder abweichend von der Zulassung betrieben wird 

(MüKo a. a. O.; s. auch nachfolgend zu b.), ergibt sich nichts Gegenteiliges. 

66 (3) Für den vorliegenden Betrieb der „Spielothek“ bestimmt sich das glücksspielrechtliche 

Genehmigungserfordernis jedenfalls auch nach dem Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in 

Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag – GlüStV) der Bundesländer (vgl. BeckOK 

StGB/Hollering, Stand 1.11.2024, § 284 Rn. 32; BGH, Urteil vom 27. Februar 2020, 3 StR 

327/19, NJW 2020, 2282 Rn.11, Rn. 21). Für den gegenständlichen Tatzeitraum des Betriebs 

in der F-Straße ist dieser in der Fassung vom 29. Oktober 2020, in Kraft getreten am 1. Juli 

2021, heranzuziehen. Dieser wurde in Bayern ratifiziert durch Bekanntmachungen vom 31. 

März 2021 (GVBl. S. 97) und ist damit anwendbares Recht. Ferner gilt das Bayerische Gesetz 

zur Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland. 

67 (i) Die Normen des GlüStV sind auf die vom Angeklagten betriebene „Spielothek“ sachlich 

anwendbar. Der Vertrag regelt u. a. die Veranstaltung und Durchführung von öffentlichen 

Glücksspielen, § 2 Abs.1 GlüStV; gemäß § 3 Abs.1 Satz 1 GlüStV liegt ein Glücksspiel vor, 

wenn im Rahmen eines Spiels für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird 

und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder überwiegend vom Zufall abhängt. Für die 

hier gegenständliche Tathandlung überschneiden sich mithin die dem § 284 Abs.1 StGB und 

dem GlüStV unterfallenden Lebenssachverhalte. 
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68 (ii) Nach § 24 Abs.1 GlüStV bedürfen Errichtung und Betrieb einer Spielhalle einer 

Erlaubnis. Bei der vom Angeklagten betriebenen „Spielothek“ handelte es sich um eine 

Spielhalle, die nach § 3 Abs. 9 GlüStV als Einrichtung definiert ist, die, hier maßgeblich, 

ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten im Sinne des § 33 c Abs.1 

Satz 1 GewO dient. Spielgeräte im Sinne dieser Norm sind solche, die mit einer den 

Spielausgang beeinflussenden technischen Vorrichtung ausgestattet sind und die Möglichkeit 

eines Gewinns bieten. Die angeführten Voraussetzungen für ein Genehmigungserfordernis 

lagen für die „Spielothek“ in der K-Straße vor, die nach dem festgestellten Sachverhalt 

ausschließlich dem Spielbetrieb mit Glücksspielautomaten dienten. Das Veranstalten von 

Glücksspielen ohne Erlaubnis ist verboten, § 4 Abs.1 Satz 2 GlüStV. Gegen die Regelungen 

des Staatsvertrags in der hier maßgeblichen Fassung bestehen keine verfassungsrechtlichen 

Bedenken (BVerfG, Beschluss vom 7. März 2017, 1 BvR 1694/13 u. a., NVwZ 2017, 1111 

zum GlüStV in der, soweit gegenständlich von Bedeutung gleichlautenden, Fassung vom 15. 

Dezember 2011; BGH, Urteil vom 27. Februar 2020, 3 StR 327/19, NJW 2020, 2282 Rn. 29). 

69 (iii) Über eine glücksspielrechtliche Genehmigung für seine Spielhalle verfügte der 

Angeklagte im Tatzeitraum nicht. 

70 Soweit eine solche für die zuvor vom Angeklagten in N-Stadt, K-Straße, betriebene 

Spielhalle vom zuständigen Landratsamt erteilt worden war, konnte diese bereits deshalb für 

den Betrieb in der F-Straße unter keinem Gesichtspunkt eine Genehmigungswirkung entfalten, 

weil sie nach den Urteilsfeststellungen bis zum 30. Juni 2021 befristet gewesen und daher im 

Tatzeitraum des Betriebs in der F-Straße (ab 17. September 2021) bereits abgelaufen war. Der 

Senat kann daher offenlassen, ob es anderenfalls für den Wechsel des Betriebs an eine andere 

Betriebsstätte einer neuen Erlaubnis bedurft hätte, worauf die auch auf den Standort und die 

bauliche Beschaffenheit der Spielhalle bezogenen Voraussetzungen für die Erteilung einer 

Genehmigung gemäß §§ 24 Abs. 2, 25, 26 GlüStV hinweisen. 

71 (iv) Auf die Frage, ob die Bereitstellung der Geldspielautomaten an der Spielstätte FStraße 

im Tatzeitraum materiell-rechtlich genehmigungsfähig nach § 24 Abs.1 GlüStV gewesen wäre, 

kommt es für die Strafbarkeit nach § 284 Abs.1 StGB nicht an. Der Tatbestand ist 

verwaltungsakzessorisch; Anknüpfungspunkt ist dabei allein das Fehlen eines formal 

wirksamen Verwaltungsakts (BGH, Urteil vom 27. Februar 2020, 3 StR 327/19, NJW 2020, 

2282 Rn.15 ff.; Fischer/Lutz a. a. O., § 284 Rn.14; Schönke/Schröder/Heine/ Hecker, StGB, 

30. Aufl. 2019, § 284 Rn. 23; MüKoStGB/Hohmann/Schreiner, 4. Aufl. 2022, § 284 Rn.18). 

72 (4) Das Fehlen der nach § 24 Abs.1 GlüStV erforderlichen Genehmigung der Bereitstellung 

von acht Glücksspielautomaten in einer Spielhalle erfüllt den Tatbestand des § 284 Abs.1 StGB 

(BGH, Urteil vom 27. Februar 2020, 3 StR 327/19, NJW 2020, 2282 Rn.11; BeckOK 

StGB/Hollering, Stand 1.11.2024, § 284 Rn. 31, 32; Schönke/Schröder/Heine/Hecker a. a. O., 

§ 284 Rn. 24: a. A. Lesch, GewArch 2021, 390, 396). 
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73 Ob die Bereitstellung der Geldspielautomaten weiterer Genehmigungen, etwa nach § 33 c 

Abs.1 Satz 1, § 33 i Abs.1 Satz 1 GewO bedurft hätte, ist demnach nicht mehr 

klärungsbedürftig. Solche lagen ohnehin nicht vor. 

74 cc) Das Landgericht hat zudem festgestellt, dass der Angeklagte zu 2) bei dem Betrieb der 

„Spielothek“ in der F-Straße in der Absicht handelte, sich durch die genannten 

strafbarkeitsbegründenden Umstände eine fortlaufende Einnahmequelle von einiger Dauer und 

einigem Umfang zu verschaffen und deswegen ein gewerbsmäßiges Handeln gemäß § 284 Abs. 

3 StGB vorlag. Dies ist weder tatsächlich noch rechtlich zu beanstanden. 

75 Das Landgericht hat lediglich übersehen, dies auch in der Urteilsformel zum Ausdruck zu 

bringen. Bei § 284 Abs. 3 StGB handelt es sich um eine den Grundtatbestand des § 284 Abs.1 

StGB qualifizierende Strafnorm und nicht lediglich um eine Regel für die Strafzumessung. Der 

Senat konnte den Schuldspruch entsprechend berichtigen. Das Verschlechterungsverbot des § 

358 Abs. 2 Satz 1 StPO steht dem nicht entgegen (vgl. BGH, Beschluss vom 13. Februar 2024, 

5 StR 602/23, BeckRS 2024, 3626 Rn. 6), dieses verbietet nur eine Verschlechterung der 

Rechtsfolgen. Eines Hinweises an den Angeklagten nach § 265 StPO bedurfte es nicht, denn 

die Tat war bereits als solche angeklagt, auch erfolgte im Ersturteil ein entsprechender 

Schuldspruch. Der Angeklagte hätte sich nicht wirksamer als geschehen verteidigen können. 

76 b) Betrieb der Spielhalle in N-Stadt, K-Straße (Feststellungen vorstehend zu 2 b) 

77 Durch die vorstehend festgestellte Tathandlung hat sich der Angeklagte, beruhend auf der 

Bereitstellung eines Geldspielgerätes ohne gültige PTB-Zulassung, der unerlaubten 

Veranstaltung eines Glücksspiels gemäß § 284 Abs.1 StGB schuldig gemacht, wie das 

Landgericht zutreffend befunden hat 

78 aa) Der Angeklagte hat an der beschriebenen Betriebsstätte, einer Spielhalle, öffentlich neun 

Geldspielgeräte bereitgestellt, bei welchen es sich um Glücksspielgeräte handelte. Hinsichtlich 

der acht Geräte mit gültiger PTB-Zulassung ist das Geschehen straflos. Der Angeklagte 

verfügte insoweit über eine glücksspielrechtliche Erlaubnis nach § 24 GlüStV, sowie, 

ausweislich der Feststellungen, über eine Erlaubnis nach § 33 i GewO (UA S.19). Nach dieser 

Norm bedarf u. a. derjenige einer Erlaubnis, der gewerbsmäßig eine Spielhalle betreibt, in der 

Spielgeräte aufgestellt werden. Zwar wird in den Urteilsgründen nicht mitgeteilt, ob die „gemäß 

§ 33 i GewO erteilte Erlaubnis“ auch die Erlaubnis nach § 33 c Abs.1 GewO umfasste, die den 

Betrieb von Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit betrifft. Der Senat kann dies jedoch für die 

genannten Spielautomaten zugunsten des Angeklagten unterstellen. Die ihm erteilte Erlaubnis 

nach § 24 Abs.1 GlüStV bezieht sich auf eine „Spielhalle“, bei der es sich gemäß der 

Begriffsbestimmung in § 3 Abs. 7 GlüStV um ein Unternehmen handelt, das der Aufstellung 

von Spielgeräten im Sinne des § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO dient, mithin von Spielgeräten mit 

Gewinnmöglichkeit, die mit einer den Spielausgang beeinflussenden technischen Vorrichtung 
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ausgestattet sind, die den Spielausgang beeinflussen. Der Senat legt zu Gunsten des 

Angeklagten zugrunde, dass das Landgericht ein Fehlen der gemäß § 33 c Abs.1 GewO 

fehlenden Erlaubnis festgestellt und rechtlich gewürdigt hätte. 

79 bb) Die Strafbarkeit des Angeklagten wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels 

ergibt sich, wie das Landgericht zutreffend gesehen hat, im gegenständlichen Tatkomplex aus 

der Bereitstellung eines Geldspielgerätes im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 19. Februar 2021, 

welches nicht über eine gültige PTB- Zulassung verfügte. Bei der Zurverfügungstellung dieses 

Gerätes zur Nutzung durch Spielteilnehmer handelt es sich um die öffentliche Bereitstellung 

einer Einrichtung für ein Glücksspiel ohne behördliche Erlaubnis; zudem kommt es aus den 

bereits dargelegten Gründen nicht darauf an, ob das Gerät den materiellen 

Zulassungserfordernissen entspricht und eine Erlaubnis hätte erteilt werden können (BGH, 

Beschluss vom 17. Januar 2018, 4 StR 305/17, NStZ-RR 2018, 214, juris Rn.17; Fischer/Lutz 

a. a. O., § 284 Rn.14; BeckOK StGB/Hollering, Stand 1.11.2024, § 284 Rn. 33; 

MüKoStGB/Hohmann/ Schreiner, 4. Aufl. 2022, § 284 Rn.17; LK/Krehl/Börner, StGB, 13. 

Aufl. 2023, § 284 Rn. 22 und vor §§ 284 ff. Rn.16; Erbs/Kohlhaas/ Ambs/Lutz, GewO, Stand 

Oktober 2024, § 33 c Rn.10; a. A. wohl Landmann/Rohmer/ Marcks, GewO, Stand März 2024, 

§ 33 c Rn. 44: es komme darauf an, ob das Spielgerät nach seinen Spielbedingungen an sich 

zugelassen werden könne). 

80 cc) Die Revision kann mit ihrer gegenteiligen Auffassung nicht durchdringen. 

81 (1) Für die Berechtigung zur Veranstaltung eines Glücksspiels in der Form der Bereitstellung 

eines Geldspielgerätes, welches nach seiner Beschaffenheit und Funktionsweise ein 

Glücksspielgerät darstellt, ist folgendes Regelungsgefüge maßgeblich: 

82 Gemäß § 24 Abs.1 GlüStV bedarf es, wie dargelegt, „unbeschadet sonstiger 

Genehmigungserfordernisse“ einer behördlichen Erlaubnis, wenn der Glücksspielautomat in 

einer Spielhalle betrieben wird. Sonstige Genehmigungserfordernisse ergeben sich, soweit 

vorliegend von Bedeutung, aus § 33 i GewO und § 33 c GewO. 

83 § 33 i GewO enthält ein Genehmigungserfordernis für das gewerbsmäßige Betreiben einer 

Spielhalle, in der Spielgeräte aufgestellt sind. Für die Aufstellung von Glücksspielgeräten, 

unabhängig davon, ob in einer Spielhalle oder an einem anderen Betriebsort bereitgestellt, gilt 

zudem ein Genehmigungserfordernis gemäß § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO. Gemäß § 33 c Abs.1 

Satz 2 GewO berechtigt die Erlaubnis nur zur Aufstellung von Spielgeräten, deren Bauart von 

der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt zugelassen ist. Voraussetzungen der Erteilung und 

die Geltungsdauer einer PTB-Zulassung von Spielgeräten, darunter auch Geldspielgeräten, 

bestimmen sich nach der SpielVO. 
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84 (2) Der Senat hat zugunsten des Angeklagten unterstellt, ihm sei für den Betrieb der 

Spielgeräte (mit Gewinnmöglichkeit) eine Genehmigung nach § 33 c Abs.1 GewO erteilt 

gewesen. Selbst wenn dies zutraf, konnte diese dem Angeklagten gemäß § 33 c Abs.1 Satz 2 

GewO nach dem Entfall einer gültigen PTB-Zulassung keine Berechtigung mehr zum 

Weiterbetrieb dieses konkreten Gerätes vermitteln. Seine Bereitstellung erfolgte mithin „ohne 

Erlaubnis“ im Sinne des § 284 StGB. Eine „abgelaufene“ PTB-Zulassung führt ebenso wie eine 

fehlende Zulassung dazu, dass das fragliche Gerät nicht zugelassen ist. Auf eine hypothetische 

Zulassungsfähigkeit kommt es schon im Allgemeinen nicht an; speziell für die fehlende PTB-

Zulassung entspricht dies auch der vorstehend zitierten allgemeinen Meinung. 

85 (3) § 284 StGB ist auch anwendbar, wird namentlich nicht durch die Straf- und 

Bußgeldvorschriften der GewO verdrängt. Es bestehen zwar zu Einzelfragen unterschiedliche 

Rechtsauffassungen dazu, in welchem Verhältnis zueinander die Normenkomplexe stehen. 

Jedenfalls für die vorliegende Fallkonstellation stellt § 284 StGB aber die maßgebliche Norm 

dar. 

86 (i) Gemäß § 144 Abs.1 Nr.1d GewO ist es ordnungswidrig, wenn ohne die erforderliche 

Erlaubnis nach § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO ein Spielgerät aufgestellt wird. Strafbar macht sich 

gemäß § 148 Abs.1 GewO derjenige, der eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 144 Abs.1 

GewO beharrlich wiederholt. Dies veranlasst die Revision zu der Auffassung, den Straf- und 

Bußgeldvorschriften der GewO käme gegenüber § 284 StGB der Vorrang zu. 

87 (ii) Dem vermag der Senat jedenfalls für den Fall, dass wie hier das konkrete 

Glücksspielgerät ohne gültige PTB-Zulassung betrieben wird, in Einklang mit der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Beschluss vom 17. Januar 2018, 4 StR 305/17, 

NStZRR 2018, 214, juris Rn.17) und der ganz überwiegenden Meinung im Schrifttum nicht zu 

folgen (Erbs/Kohlhaas/Ambs/Lutz, GewO, Stand Oktober 2024, § 33 c Rn.10; BeckOK 

GewO/Meßerschmidt, 64. Ed., Stand 1.12.2023, § 33 c Rn. 33; BeckOK StGB/Hollering, Stand 

1.11.2024, § 284 Rn. 33; LK StGB/Krehl/Börner, 13. Aufl. 2023, § 284 Rn. 22; im Ergebnis 

ebenso Fischer/Lutz a. a. O., § 284 Rn.14; sinngemäß wohl auch MüKoStGB/ Hohmann/ 

Schreiner, 4. Aufl. 2022, § 284 Rn.18). Soweit die Auffassung vertreten wird, § 284 StGB sei 

bei fehlender PTB-Zulassung dann nicht anwendbar, wenn das Gerät nach seinen 

Spielbedingungen „an sich zugelassen werden könnte“ (so ohne Begründung Landmann/ 

Rohmer/Marcks, GewO, Stand März 2024, § 33 c Rn. 44), kann dem aus vorstehenden Gründen 

nicht gefolgt werden, ebensowenig wie der Auffassung der Revision, trotz Ablaufs der für das 

gegenständliche Spielgerät erteilten PTB- Zulassung liege nach wie vor eine gültige 

Bauartzulassung vor (Rev.Begr. S. 8 f.). 

88 Daraus folgt, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des § 284 Abs.1 StGB durch die 

gegenständliche Tathandlung verwirklicht sind. Es kommt für das Vorliegen der bezeichneten 

behördlichen Erlaubnis allein auf das Vorliegen einer formal wirksamen Genehmigung an; ob 
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sie erteilt werden könnte, ist nicht maßgeblich. Für die Aufstellung von Spielgeräten mit 

Gewinnmöglichkeit bedarf es gemäß § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO einer behördlichen Erlaubnis. 

Dieser Erlaubnisvorbehalt wird auch für Glücksspielgeräte nicht durch die 

Genehmigungspflicht nach § 24 Abs.1 GlüStV verdrängt; ausweislich ihres Wortlauts findet 

die Norm „unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse“ Anwendung. Nach § 33 c Abs.1 

Satz 2 GewO berechtigt eine nach Satz 1 erteilte Genehmigung nicht zur Aufstellung von 

Geräten, deren Bauart nicht von der PTB zugelassen ist. Nach den Feststellungen des 

Landgerichts war die für das gegenständliche Gerät erteilte Zulassung abgelaufen. Gemäß § 7 

Abs. 3 SpielV darf ein Geldspielgerät nur aufgestellt werden, wenn der im Zulassungszeichen 

angegebene Beginn der Aufstellung oder die Ausstellung der für das Gerät erteilten 

Prüfplakette nicht länger als 24 Monate zurückliegt. Nach diesem Normzusammenhang 

verfügte das Gerät infolge Ablaufs des maßgeblichen Zeitraums, an den die Wirksamkeit der 

Zulassung gebunden ist, nicht mehr über eine gültige PTB-Zulassung. Mit dem Wegfall der 

PTB-Zulassung war die Bereitstellung des gegenständlichen Geräts jedenfalls nicht mehr von 

einer etwaig erteilten Erlaubnis nach § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO getragen. 

89 (iii) § 284 Abs.1 StGB wird jedenfalls in der vorliegenden Fallgestaltung auch nicht von 

Tatbeständen verdrängt, die das Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit enthalten. 

90 Verwirklicht eine Handlung gleichzeitig eine Straftat und eine Ordnungswidrigkeit, wird 

das Strafgesetz angewendet, § 21 Abs.1 OWiG. Ein Vorrang der Bußgeldvorschriften der 

GewO mag sich im Einzelfall aus den Zeitpunkten des Normerlasses herleiten lassen, dafür gibt 

es jedoch im vorliegenden Fall keine Anhaltspunkte. Eine dem § 284 StGB entsprechende 

Strafvorschrift wurde bereits mit Gesetz vom 23. Dezember 1919 geschaffen (vgl. Fischer/Lutz 

a. a. O., § 284 Rn.1); ortspolizeiliche Erlaubnisverfahren für Spielgeräte jedenfalls seit 1928 

(Landmann/Rohmer/ Marcks, GewO, Stand März 2024, Vorbem. zu §§ 33 c bis 33 i, Rn.1, 4). 

Zwischenzeitlich sind die Normen zahlreichen gesetzgeberischen Änderungen unterzogen 

worden, ohne dass der Gesetzgeber Anlass gesehen hat, ein von § 21 OWiG abweichendes 

Rangverhältnis zu konstituieren. Ob es im Falle einer fehlenden Genehmigung bei vorhandener 

PTB-Zulassung angezeigt sein kann, § 284 Abs.1 StGB einschränkend dahin auszulegen, dass 

er dann nicht anwendbar ist, wenn „lediglich“ die Erlaubnis nach § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO 

fehlt oder Auflagen nach Abs.1 Satz 3 verletzt werden, kann offenbleiben. 

91 Im Übrigen ließe sich ein Vorrang des im gegenständlichen Kontext als 

Ordnungswidrigkeitstatbestand in Betracht kommenden § 144 Abs.1 Nr.1d GewO gegenüber § 

284 Abs.1 StGB weder aus dem Wortlaut der Normen noch, damit zusammenhängend, aus dem 

Schutzzweck der Strafnorm herleiten. 

92 Nicht jede Verwirklichung einer Ordnungswidrigkeit nach § 144 Abs.1 Nr.1d OWiG erfüllt 

die Tatbestandsvoraussetzungen des § 284 Abs.1 StGB; letztere sind enger gefasst. Während 

§§ 33 c Abs.1, 144 Abs.1 Nr.1d GewO jegliche Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit erfassen, 
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stellt der strafrechtliche Begriff des „Glücksspiels“ zusätzliche Anforderungen: die 

Entscheidung über Gewinn oder Verlust hängt allein vom Zufall ab, und der Einsatz muss eine 

„nicht ganz unbeträchtliche Vermögensleistung“ darstellen (BGH, Urteil vom 8. August 2017, 

1 StR 519/16, NStZ 2018, 335; Fischer/Lutz a. a. O., § 284 Rn. 4, 5 m. w. N.). Über den 

Schutzzweck der Norm bestehen zwar unterschiedliche Auffassungen (vgl. Fischer/Lutz a. a. 

O. Rn. 2). Jedenfalls ist nach Auffassung des Senats auch der Schutz des einzelnen 

Spielteilnehmers vor einer Manipulation seiner Spielchancenbezweckt (s. auch 

MüKoStGB/Hohmann/Schreiner, 4. Aufl. 2022, § 284 Rn.1; Schönke/ Schröder/Heine/Hecker 

a. a. O., § 284 Rn. 5; ähnlich BVerfG, Urteil vom 28. März 2006, 1 BvR 1054/01, NJW 2006, 

1261, 1263 Rn.103 [für Sportwetten]). 

93 Für die Sicherung dieses Schutzzwecks ist gerade die behördliche Prüfung der PTB-

Zulassung, die ihrerseits der Gewährleistung einer ordnungsgemäßen, manipulationsfreien 

Funktionsweise des jeweiligen konkreten Glücksspielgeräts dient, konstitutiv. Ungeachtet der 

Frage, ob und welche gewerberechtlichen Anforderungen von der zuständigen Behörde vor der 

Erlaubniserteilung gemäß § 33 c Abs.1 Satz 1 GewO zu prüfen sind, weist jedenfalls die 

Regelung, die den Geltungsbereich der Erlaubnis unmittelbar an den Bestand einer gültigen 

PTB-Zulassung knüpft, einen spezifisch glücksspielrechtlichen Bezug auf. Fehlt sie und ist 

deswegen eine Erlaubnis nicht erteilt worden oder entfaltet sie gemäß § 33 c Abs.1 Satz 2 GewO 

für das konkrete Glücksspielgerät keine Wirksamkeit, so fehlt es auch unter Berücksichtigung 

des Schutzzwecks des Gesetzes an einer behördlichen Erlaubnis auch und gerade im Sinne der 

Strafnorm des § 284 Abs.1 StGB. 

94 Der Schuldspruch wegen unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels wegen 

Weiterbetriebs des Geräts „Spieltech 17“ trotz erloschener PTB-Zulassung ist damit rechtlich 

nicht zu beanstanden. 

95 5. Die Überprüfung der vom Landgericht festgesetzten maßvollen Einzelstrafen und der 

Gesamtgeldstrafe am insoweit eingeschränkten revisionsrechtlichen Prüfungsmaßstab hat nicht 

zur Aufdeckung von durchgreifenden Rechtsfehlern geführt. 

96 a) Die Revision meint, das Gericht habe rechtsfehlerhaft bei der Strafzumessung nicht 

berücksichtigt, dass der Angeklagte bei einer Verurteilung wegen unerlaubten Glücksspiels 

nicht mehr als „zuverlässig“ im Sinne des § 33 c Abs. 2 Nr.1 GewO gelten und die Grundlage 

für die Bestreitung seines Lebensunterhaltes verlieren würde (Rev.Begr. S.13). Dies trifft 

indessen bereits deshalb nicht zu, weil § 33 c Abs. 2 Nr.1 GewO im Übrigen nicht zwingend 

ausgestaltet, sondern Raum für behördliches Ermessen lassend –, anders als es beispielsweise 

bei berufsrechtlichen Folgen für Beamte ist, nicht an die Höhe einer verhängten Strafe, sondern 

an den Schuldspruch u. a. wegen „unerlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels“ als solchen 

anknüpft. Ein erörterungsbedürftiger Strafzumessungsgesichtspunkt ist nicht verletzt. 
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97 b) Gegen die festgesetzte Höhe des einzelnen Tagessatzes in Höhe von 40,00 Euro bestehen 

ebenfalls keine Rechtsbedenken. Dafür, dass das Landgericht übersehen haben könnte, dass der 

Angeklagte vier minderjährigen Kindern gegenüber unterhaltspflichtig ist, sieht der Senat keine 

Anhaltspunkte. Die Kinder leben nach den Feststellungen im gemeinsamen Haushalt, die 

Ehefrau des Angeklagten betreibt eine Spielhalle, der Angeklagte verfügt über ein 

beträchtliches Vermögen (Mehrfamilienhaus), in dem auch die Familie wohnt, bezieht neben 

seinen Einkünften aus einem Café zusätzlich Mieteinnahmen und zudem Kindergeld. Das 

Landgericht hat diese Vermögensverhältnisse im Rahmen einer Gesamtabwägung gemäß § 40 

Abs. 2 Satz 1 StGB berücksichtigt. Rechtsfehler sind dabei nicht erkennbar. 

98 6. Die Anordnung der Einziehung eines Geldbetrages in Höhe von 12.800,00 Euro als 

Wertersatz gemäß §§ 73 Abs.1, 73 c StGB gegen den Angeklagten zu 2) hält der Überprüfung 

ebenfalls stand. 

99 a) Die Einziehungsentscheidung bezieht sich auf Geldeinwürfe im Zeitraum zwischen 17. 

September 2021 und 2. November 2021 in die in der „Spielothek“ in N-Stadt, F-Straße 

aufgestellten Geldspielgeräte. Das Landgericht hat von den eingeworfenen Beträgen jeweils die 

als Gewinn wieder ausgezahlten Beträge abgezogen, mithin nur den Nettoerlös seiner 

Entscheidung zugrunde gelegt (UA S. 41–42 und S. 61–62). 

100 b) Die insoweit maßgeblichen Beträge hat das Landgericht nachvollziehbar ermittelt (UA 

S. 41–42). Die Feststellungen beruhen auf einer tragfähigen Beweisgrundlage. Soweit sich das 

Gericht zur Bestimmung der Beträge auf die Ausführungen des Sachverständigen gestützt hat, 

wird auf die obigen Ausführungen zu A. (Revision des Angeklagten zu 1), II.2.b.bb.(2) Bezug 

genommen. Soweit dem Landgericht ein Rechenfehler unterlaufen ist (die Summe der 

festgestellten Nettoerlöse [UA S. 41–42] beläuft sich auf 12.852,60 Euro) wirkt sich dieser 

lediglich zum Vorteil des Angeklagten aus und ist deswegen nicht zu korrigieren. 

101 c) In rechtlicher Hinsicht bleibt die Anordnung ohne Beanstandung. Sie stützt sich auf §§ 

73 Abs.1, 73 c StGB. 

102 Gegenstand der Abschöpfung ist dasjenige, was der Angeklagte durch die begangenen 

Taten erlangt hat. Auf die rechtlichen Ausführungen zu A. II.3. wird Bezug genommen. Der 

Angeklagte verfügte, wie vorstehend dargelegt, für den Betrieb der Spielhalle nicht über die 

erforderliche Erlaubnis nach § 24 Abs.1 GlüStV, bei der es sich um ein spezifisch 

glücksspielrechtliches Erfordernis handelt. Dies ist auch in abschöpfungsrechtlicher Sicht nicht 

deswegen anders zu beurteilen, weil die Geräte als solche nach Bauart und Funktion als 

Glücksspielgeräte zugelassen waren und eine gültige PTB-Kennzeichnung trugen. Der 

Angeklagte hat die gegenständlichen Geldbeträge aus der verwirklichten Straftat erlangt. Der 

Umstand, dass die Geräte an sich ordnungsgemäß funktionierten, hat das Landgericht dazu 

veranlasst, abweichend von dem für § 73 Abs.1 StGB geltenden „Bruttoprinzip“ zugunsten des 
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Angeklagten lediglich die Einziehung des Wertes der Nettoerlöse anzuordnen. Ob auch die 

Einziehung der ungeminderten Bruttobeträge rechtlich zulässig gewesen wäre, bedarf keiner 

Erörterung. 

C.  

103 Die Kostenentscheidung beruht hinsichtlich beider Angeklagter auf § 473 Abs.1 Satz 1 

StPO.  

[...] 




